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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

R - FJ - In

zu Punkt ... der 805. Sitzung des Bundesrates am 5. November 2004

Entschließung des Bundesrates zur Bekämpfung des Menschen-
handels
- Antrag des Freistaates Bayern -

A.

1. Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten

empfiehlt dem Bundesrat, die Entschließung nach Maßgabe folgender Ände-
rung zu fassen:

Zu Ziffer 5 - neu -

Nach Ziffer 4 ist folgende Ziffer 5 einzufügen:

'5. Darüber hinaus hält es der Bundesrat für erforderlich, den mit dem Prosti-
tutionsgesetz vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3983) in den Straf-
tatbestand des § 181a Abs. 2 StGB aufgenommenen einschränkenden Vor-
behalt der Beeinträchtigung der persönlichen oder wirtschaftlichen Unab-
hängigkeit zu streichen. Dieser Vorbehalt wird der tatsächlichen Situation
der Prostituierten, die zumeist durch Zwangslagen gekennzeichnet ist, nicht
gerecht. Eine Unterscheidung zwischen "positiver und negativer Zuhälterei"
ist daher nicht gerechtfertigt.'
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Begründung (nur gegenüber dem Plenum):

Die Neufassung des § 181a Abs. 2 StGB, die im Ergebnis zu einer Unter-
scheidung zwischen "guten und schlechten Zuhältern" führt, ist nicht gerecht-
fertigt. Sie entspricht nicht der Rechtswirklichkeit und ist auch wegen des un-
bestimmten und begrifflich unklaren Vorbehalts der "persönlichen und wirt-
schaftlichen Unabhängigkeit" abzulehnen.

B.

2. Der federführende Rechtsausschuss und
der Ausschuss für Frauen und Jugend

empfehlen dem Bundesrat, die Entschließung zu fassen.


